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AKTUELL

Die Sozialisten tun sich schwer mit 
der Reorganisation der zurzeit 116 
Luxemburger Gemeinden.

Die von der LSAP-Fraktion für 
Mittwoch einberufene Pressekonfe-
renz zur „Réorganisation territoriale 
du Luxembourg“ hinterließ bei den 
geladenen Pressevertretern die Frage, 
ob man tatsächlich bei einer Partei 
zu Gast war, der in der Vergangenheit 
eher zu viel als zu wenig Reformeifer 
vorgeworfen wurde. Auslöser war der 
vom Vorsitzenden der entsprechen-
den parlamentarischen Sonderkom-
mission, Michel Wolter, an sämtliche 
Parteien gerichtete Fragenkatalog von 
Oktober 2007. Eigentlich wollte die 
Sonderkommission schon im Jahre 
2006 ihre Sondierungsarbeiten ab-
schließen - zu diesem Zweck war sie 
im Jahr 2004 unter dem Vorsitz des 
ehemaligen Innenministers ins Leben 
gerufen worden. Doch die Zeit ver-
strich ohne sichtbare Resultate, was 
den Initiator der Debatte dazu bewog, 
den Kollegen eine schriftliche Haus-
aufgabe aufzuerlegen.

Dass sich die LSAP schwer tut, 
liegt weniger an mangelnden Ideen 

zu den entscheidenden Fragen, etwa 
nach der Mindestgröße der Kommu-
nen, möglichen Fusionen, diversen 
Formen der Zusammenarbeit, Kumul 
von Bürgermeister- und Abgeordne-
tenmandat und weiteres mehr. Die 
LSAP hat vielmehr mit internen Di-
vergenzen zu kämpfen. Als Partei mit 
den meisten Mandatsinhabern in den 
Proporzgemeinden und zahlreichen 
Députés-Maires, muss sie Partikula-
rinteressen mit der ideologisch-poli-
tischen Ausrichtung der Partei unter 
einen Hut bringen.

Parteichef Alex Bodry macht zwar 
keinen Hehl aus den parteiinternen 
Zwistigkeiten, sieht die Ursachen da-
für aber außerhalb der Partei: Das ak-
tuelle Wahlsystem, das vor allem auf 
starke politische Persönlichkeiten set-
ze, bedinge das Député-Maire Prinzip: 
Die Bürgermeister seien „nahe am 
Volk“ und stellten deshalb ein starkes 
elektorales Potenzial für die Partei-
en dar. „Da dieses Wahlsystem wohl 
kaum abgeschafft wird“, so Bodry, 
müsse seine Partei sich mit diesen Be-
gebenheiten abfinden. Deshalb pricht 
sich die LSAP gegen ein Verbot des 
Ämterkumuls von Abgeordnetenman-
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dat bei gleichzeitigem Bürgermeister- 
beziehungsweise Schöffenamt aus.

Stattdessen erneuert die soziali-
stische Partei ihre Forderung, Bürger- 
meisterInnen von Kommunen, die 
mehr als 10.000 Einwohner haben, ei-
nen 40-stündigen politischen Urlaub 
zu gönnen - was einer Freistellung 
entspricht. Damit kommt die Partei 
jenen kommunalen Amtsträgern ent-
gegen, die den Sprung ins Parlament 
nicht geschafft haben. Andererseits 
hofft die LSAP, dass die Reformen auf 
Gemeindeebene in der Zukunft die 
materielle und personelle Ausstat-
tung der Gemeinden derart verbes-
sern, dass die BürgermeisterInnen 
sich nicht mehr um jeden Kleinkram 
kümmern müssen, sondern sich ihre 
Tätigkeit auf die rein politischen Ent-
scheidungen begrenzen lässt. Unter 
dieser Perspektive bliebe genug Zeit, 
um auch im Parlament aktiv zu sein.

Allerdings schafft dieser Vorschlag 
eine andere Diskrepanz nicht aus der 
Welt: Gemeindevertreter, die nicht 
wöchentlich - oder gar täglich - auf 
Tuchfühlung mit Regierungsvertretern 
gehen können, fühlen sich hierzulan-
de oftmals im Hintertreffen. Dépu-
tés-Maires sind da im Vorteil, da sie 
quasi auf Augenhöhe mit den Ressort-
ministern konferieren können.

Es hat in der Vergangenheit anders 
lautende Wortmeldungen aus den 
Reihen der LSAP gegeben, jetzt gilt es 
abzuwarten, ob sich diese Vorschläge 
als auch von der Gesamtbasis getrage-

ner Kompromiss entpuppen. Denn die 
Députés-Maires blockieren ja auch 
Mandate, die unter Umständen den 
ParteikollegInnen entgehen.

Noch konservativer gibt sich die 
LSAP bei der Zusammenarbeit der 
Gemeinden. „Freiwillige Fusionen“ 
werden propagiert - wer sollte da da-
gegen sein? Hier wirken wohl noch 
die schlechten Erinnerungen aus den 
Siebzigerjahren nach, als man in der 
Koalition mit der DP versuchte, von 
oben herab das kommunale Wirr-
warr, das sich seit anderthalb Jahr-
hunderten kaum verändert hatte, auf-
zulösen: Ein gefundenes Fressen für 
die damalige Oppositionspartei CSV, 
die sich gegen eine „Zwangskollekti-
vierung“ zur Wehr setzte.

Heute sind es die Vorschläge ei-
nes CSV-Ministers, die der vorsichtig 
gewordenen  LSAP zu weit gehen: 
Statt die von Halsdorf ins Gespräch 
gebrachten „communautés de com-
munes“ einzuführen, wollen die So-
zialisten eher die Kompetenzen der 
bestehenden Syndikate ausweiten. 
Tenor: Es gilt zu verhindern, dass eine 
neue administrative Ebene zwischen 
Staat und Gemeinde entsteht. Nur in 
und um Esch, Luxemburg und die 
Nordstadt sieht man Handlungsbe-
darf: hier sollen „communautés ur-
baines“ entstehen, allerdings begrenzt 
auf punktuelle Zusammenarbeit, 
etwa in den Bereichen Transport oder 
Kultur.

Uneingeschränkt positiv fällt die 
Bilanz der grünen Lokalsektion nach 
zwei Jahren Schöffenratsbeteiligung 
aus. Das klingt erfreulich, ist aber 
wenig glaubwürdig.

Dass die „Déi Gréng Stad Lëtze-
buerg“ eine Bilanzpressekonferenz 
über zwei Jahre blau-grüne Koalition 
einberuft, ist eine begrüßenswerte 
Initiative. Auf nationaler wie auf lo-
kaler Ebene ist von dieser Partei vor 
allem François Bausch sichtbar, der 
den Vorsitz der Chamberfraktion mit 
dem Mandat des Ersten Schöffen der 
Hauptstadt kumuliert. Für die Presse 
war es am vergangenen Montag eine 
willkommene Abwechslung, vier we-
niger bekannte Gesichter zu sehen. 
Und für jene Partei, die vor 25 Jahren 
mit dem Anspruch angetreten war, 
alles anders zu machen, war es ein 
Anknüpfen an das längst aufgegebe-
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ne Rotationsprinzip. Wenn schon die 
beiden SchöffInnen an ihren Sesseln 
kleben, so soll der politische Nach-
wuchs doch wenigstens die Chance 
bekommen, von Zeit zu Zeit vor Ka-
meras und Mikrofone zu treten.

Gemeinderat Carlo De Toffoli griff 
denn auch in seiner Einführung das 
Motiv des „Anders machen“ auf. „Die 
Grünen wollen nicht nur etwas Ande-
res, sie wollen es auch auf eine ande-
re Art und Weise erreichen.“ Dass mit 
„anders“ vor allem „besser“, nicht 
aber „neu“ oder gar „systemkritisch“ 
gemeint ist, wurde schnell klar: Als 
Glanzstücke der Zwei-Jahres-Bilanz 
nannte De Toffoli die Einsetzung von 
ressortübergreifenden Koordinatoren 
sowie gesunde Finanzen. 

Begrüßenswert, aber nicht gerade 
weltbewegend, waren auch die Errun-
genschaften, die das Sektionsmitglied 
Sam Tanson für den Umweltbereich 

vorstellte: 100 Hektar FSC-zertifizierter 
Wald und - immerhin - ein Energie-
sparprojekt für die Gemeindegebäu-
de. Philippe Schockweiler, Mitglied 
der Jugendkommission, lobte die 
flächendeckende Ganztagsbetreuung 
und kündigte die Einführung von 
„Eis Schoul“ - „ein ‚Neie Lycée’ für 
die Kleinen“ zum neuen Schuljahr im 
Herbst 2008 an.

 „Ich würde am liebsten sagen 
können, die ersten Schienen für die 
Tram werden noch dieses Jahr ver-
legt“, meinte die Gemeinderätin  
Fabiana Bartolozzi. Es stünden aber 
noch Konzertierungen und Verkehrs-
studien an. Fahren soll der Fetisch 
grüner Verkehrspolitik frühestens 
2013, so Bartolozzi. Das aus Paris 
übernommene Leihfahrrad-System 
und neue Buslinien sind weitere für 
2008 geplante Highlights in diesem 
Bereich.

Einzig eine Journalistenfrage nach 
der Aufstellung zusätzlicher Bushäus-
chen störte den grünen Lobgesang.  
Nach einem erstaunten „Ach so“ 
wollten die VerantalterInnen von den 
anwesenden JournalistInnen wissen, 
ob und wo es denn nicht überdach-
te Bushaltestellen gebe. Überhaupt 

machten die ausweichenden Antwor-
ten deutlich, dass es der Lokalsektion 
an Informationen darüber fehlt, was 
an höchster Stelle entschieden wird. 
So dass man sich zeitweilig doch 
wünschte, die „Number One“ säße 
mit am Tisch.

Erstaunlich war, dass sich die 
hauptstädtischen Grünen ausschließ-
lich anhand der vom Schöffenrat 
eingeleiteten Politik zu profilieren ver-
suchten, ohne die Gelegenheit für ei-
gene Vorschläge zu nutzen. Dabei ist 
die Situation im Verkehrsbereich alles 
andere als blendend: ein weiterhin 
schlecht funktionierender Busdienst 
und ein Fahrradwegenetz, das zwar 
umfangreicher, aber nicht wirklich 
sicherer und damit attraktiver wurde. 
Auch durch grundsätzlichere Kritik 
- zum Beispiel an den von der Regie-
rung aufgestellten Überwachungska-
meras - hätte die einst alternative Par-
tei Profil zeigen können. So aber kam 
beim Versuch einer Selbstdarstellung 
der grünen Lokalsektion nur eine 
Werbeveranstaltung für den grün-
blauen Schöffenrat heraus.


